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	EUROPÄISCHE KOMMISSION

GENERALDIREKTION
STEUERN UND ZOLLUNION
Direkte Steuern, Steuerkoordinierung, wirtschaftliche Analyse und Bewertung
Steuerpolitik und Zusammenarbeit bei den direkten Steuern 


Brüssel, den 10.04.2014
KONSULTATIONSPAPIER

Konsultation zu Problemen bei der grenzüberschreitenden Erbschaftbesteuerung in der EU
Konsultationszeitraum: 10.04.2014 bis 03.07.2014. 
Anmerkung: Die Europäische Kommission (Generaldirektion Steuern und Zollunion) hat diese Konsultation eingeleitet, um Informationen zu den Fortschritten zu sammeln, die in den Mitgliedstaaten der EU beim Abbau grenzübergreifender Erbschaftsteuerhindernisse erzielt wurden, nachdem die Kommission am 15. Dezember 2011 eine Mitteilung zum Thema angenommen und eine Empfehlung hierzu abgegeben hatte. Die Kommission möchte die Ansichten der Interessengruppen zu den vorhandenen Problemen bei der grenzüberschreitenden Erbschaftbesteuerung und zu den Lösungen, die sie im Rahmen ihrer Initiative aus dem Jahr 2011 darlegte, einholen sowie gegebenenfalls Vorschläge für weitere praktikable Lösungen zur Verbesserung der derzeitigen Situation oder zur Behebung der derzeitigen Probleme sammeln.
	Wichtiger Hinweis: Dieses Dokument ist eine Arbeitsunterlage der Generaldirektion Steuern und Zollunion zu Diskussion und Beratungszwecken. Dieses Papier gibt nicht unbedingt die Auffassung der Europäischen Kommission wieder und sollte nicht als Festlegung der Kommission auf eine offizielle Initiative in diesem Bereich verstanden werden.


Stellungnahmen zu diesem Papier sind bis spätestens 03.07.2014 erbeten.
Die Konsultation ist über folgende Webseite abrufbar:

http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/index_de.htm
Die Stellungnahmen können per Post, Fax oder E-Mail an die Europäische Kommission übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Steuern und Zollunion

Referat D2 – Steuerpolitik und Zusammenarbeit bei den direkten Steuern
Rue de Spa 3

1049 Brüssel

Belgien
Fax: +32 229-98052

E-Mail: TAXUD-INHERITANCE-TAX-CITIZEN@ec.europa.eu 
1.
Welches Ziel wird mit dieser Konsultation der Öffentlichkeit verfolgt?

Am 15. Dezember 2011 nahm die Kommission die Mitteilung „Abbau grenzübergreifender Erbschaftsteuerhindernisse in der EU” 
 an, in der sie feststellte, dass geeignete Lösungen gefunden werden müssen, um Probleme im Zusammenhang mit grenzübergreifenden Erbschaftsfällen zu lösen; da inzwischen mehr Bürgerinnen und Bürger in der EU  Grenzen überqueren, um zu arbeiten, zu leben und Investitionen zu tätigen, dürften die Probleme im Zusammenhang mit grenzübergreifenden Erbschaftsfällen zunehmen. Die Kommission kündigte an, dass sie im Jahr 2014 den aktuellen Stand in Bezug auf die grenzübergreifenden Entlastungen bei den Erbschaftsteuern in der Union überprüfen und einen Bericht hierüber veröffentlichen wird. Zusammen mit der Mitteilung gab die Kommission eine Empfehlung mit Vorschlägen dazu ab, wie die Mitgliedstaaten der EU im Wege der Änderung der einzelstaatlichen Vorschriften über die Entlastung ausländischer Erbschaften von der Besteuerung für eine vollständige Entlastung von der Doppelbesteuerung von Erbschaften im Binnenmarkt sorgen könnten. Ferner beschrieb die Kommission ihre laufenden Bemühungen zum Abbau der diskriminierenden Besteuerung von Erbschaften und legte in diesem Zusammenhang eine Arbeitsunterlage vor, in der sie erläuterte, wie Erbschaftsteuersysteme gestaltet werden sollten, damit sie nicht gegen das EU-Recht verstoßen. 
Daher möchte die Kommission im Wege dieser Konsultation der Öffentlichkeit in erster Linie Informationen über die legislativen und administrativen Entwicklungen auf dem Gebiet der Erbschaftbesteuerung in den Mitgliedstaaten der EU seit dem Jahr 2011 erlangen. Außerdem ist die Kommission an etwaigen neuen Informationen der Interessenträger
 über Probleme bei der grenzüberschreitenden Erbschaftbesteuerung, die sich in der Praxis ergeben haben, und die Gründe hierfür interessiert, und sie erbittet Angaben dazu, welche Mitgliedstaaten der EU hiervon betroffen waren. Schließlich möchte die Kommission noch die Ansichten der Interessenträger zu den Lösungen zur Vermeidung von Doppelbesteuerung einholen, die sie in der Empfehlung vorschlug, sowie zu etwaigen weiteren praktikablen Lösungen.
Auf der Grundlage der vorstehend genannten Informationen könnte die Kommission dann beurteilen, ob es in der EU nach wie vor Probleme bei der Besteuerung grenzüberschreitender Erbschaftsfälle gibt, und sie könnte die Folgen ihrer Empfehlung für die Erbschaftsteuervorschriften und -verfahren der Mitgliedstaaten der EU einschätzen.
2. 
Wer wird befragt?

Alle Interessenträger – Bürgerinnen und Bürger, Mitgliedstaaten der EU, Steuerverwaltungen, zwischenstaatliche Organisationen und Nichtregierungsorganisationen, Unternehmensverbände, Steuerfachleute und Wissenschaftler – werden gebeten, ihre Meinung zu diesem Thema zu äußern. 

3.
Hintergrund

Die Kommission befasst sich seit einiger Zeit mit den Problemen bei der Erbschaftbesteuerung. Hierbei lag der Schwerpunkt anfangs auf Problemen, die bei der Übertragung von Unternehmen auftreten können, selbst wenn diese keine grenzüberschreitende Dimension hat. In einer Mitteilung aus dem Jahre 1998 zur Übertragung kleiner und mittlerer Unternehmen (98/C 93/02)
 stellte die Kommission fest, dass die Doppelbesteuerung ein erhebliches Problem bei der Übertragung von Vermögenswerten - Grund und Boden ausgenommen - darstellen kann, wenn das Unternehmen in mehr als einem Mitgliedstaat Niederlassungen hat. Seither wurde wiederholt gefordert, die Steuerhindernisse bei der Übertragung von Unternehmen abzubauen. 
Im Jahr 2010 befragte die Kommission die Öffentlichkeit zu möglichen Ansätzen für den Abbau grenzübergreifender Erbschaftsteuerhindernisse in der EU, die Bürgerinnen und Bürger sowie KMU betreffen. Die Kommission erhielt Beiträge von 232 Interessenträgern; diese Beiträge fasste sie in einem Bericht
 zusammen. Im Großen und Ganzen wurde in den Beiträgen bestätigt, dass es grenzübergreifende Erbschaftsteuerhindernisse in der EU gebe, und es wurde angemerkt, dass die diskriminierenden Sachverhalte und die ungelösten Probleme bei der Doppelbesteuerung grenzüberschreitender Erbschaftsfälle unbedingt angegangen werden sollten; diese würden hauptsächlich dadurch verursacht, dass es nur sehr wenige Steuerabkommen gebe, die auf grenzüberschreitende Vermächtnisse anzuwenden seien. Nach Ansicht der Interessenträger waren die vorhandenen einseitigen Steuererleichterungsmechanismen unvollständig oder für viele Sachverhalte nicht verfügbar. Die Mängel sind auf die zahlreichen Inkongruenzen zwischen den Steuersystemen zurückzuführen, die sich aus der unterschiedlichen Einordnung von Vermögensübertragungen in den Zivilrechtssystemen und der mangelnden Übereinstimmung der Definition der Begriffe „steuerpflichtiger Vorgang“ und „Steuerpflichtiger“ ergeben. Etwa die Hälfte der Stellungnahmen zu dem vorgeschlagenen Ansatz zur Lösung der Probleme bei der Doppelbesteuerung betraf Lösungen auf EU-Ebene, die von einer Modellvorschrift der EU über die Entlastung von Doppelbesteuerung bis hin zur Schaffung gemeinsamer Regeln zur Feststellung der Besteuerungsgrundlage reichten. Ein Drittel der Auskunftgebenden erachtete die Ausweitung des Abkommensnetzes in der EU als eine ausreichende Lösung, während etwa ein Viertel der Auskunftgebenden angab, dass sie die Anwendung einseitiger Steuererleichterungsmechanismen bevorzugten. Im Vergleich zur Ausweitung des Abkommensnetzes wurden solche Mechanismen als realistischere Lösung betrachtet.
Im Dezember 2010 nahm die Kommission eine Mitteilung
 mit dem Titel „Beseitigung grenzübergreifender steuerlicher Hindernisse für die Bürgerinnen und Bürger der EU” an, in der sie – neben anderen Plänen – über ihre Absicht informierte, Vorschläge zur Behebung der Probleme bei der grenzüberschreitenden Besteuerung von Erbschaften vorzulegen. Nach der Abschätzung der Folgen
 verschiedener Optionen legte die Kommission im Jahr 2011 dann die vorstehend genannten Initiativen im Einzelnen dar
. 

In der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung
 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von Erbschaften forderte die Kommission die Mitgliedstaaten der EU auf, zu prüfen, wie sie die geltenden inländischen Vorschriften ändern können, um eine Doppelbesteuerung von Erbschaften zu vermeiden – etwa durch die Einführung einer Gutschrift der in einem anderen Mitgliedstaat der EU entrichteten Steuern oder durch die Minderung der inländischen Steuerbemessungsgrundlage um bestimmte ausländische Vermögenswerte. Außerdem empfahl die Kommission eine Rangordnung der Besteuerungsrechte (also die Regelung der Frage, welcher Staat bevorrechtigt Erbschaftsteuern erheben kann) auf der Grundlage der in der internationalen Besteuerungspraxis gemeinhin anerkannten Standards. Wenn alle Mitgliedstaaten der EU, die Erbschaftsteuer erheben, die Änderungen einführten, welche in der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung vorgeschlagen wurden, so würden einzelstaatliche Erbschaftsteuern, wenn sie zusammen auf denselben Vorgang und beim demselben Steuerpflichtigen erhoben werden, nicht zu einer Doppel- oder Mehrfachbesteuerung führen. Auf diese Weise wären die nationalen Erbschaftsteuersysteme auf EU-Ebene zwar weiterhin nicht harmonisiert, jedoch aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger, die ein grenzüberschreitendes Vermächtnis oder eine grenzüberschreitende Schenkung empfangen, mehr oder weniger miteinander vereinbar. Die Kommission erörterte diese Lösungen mit den Mitgliedstaaten der EU und erhielt im Großen und Ganzen positive Rückmeldungen. Ferner veranstaltete die Kommission im November 2012 gemeinsam mit der Vereinigung für Trust- und Nachlassspezialisten (Society of Tax and Estate Practitioners, STEP)
 eine Konferenz zu ihrer Initiative aus dem Jahr 2011, auf der sie nützliche Anmerkungen zu ihren Ideen und breite Unterstützung hierfür erhielt.

Die Arbeitsunterlage mit den Grundsätzen für die Gestaltung diskriminierungsfreier Erbschaftsteuersysteme
, die zur gleichen Zeit wie die Empfehlung vorgelegt wurde, stützte sich auf die Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union seit dem Jahr 2003, in der dieser festgestellt hatte, dass das Erbschaftsteuerrecht von Mitgliedstaten der EU diskriminierend ist. Mit der Arbeitsunterlage sollte den Mitgliedstaaten eine Orientierungshilfe für die Angleichung ihrer Erbschaftsteuerregelungen an das EU-Recht gegeben werden und die Unionsbürger sollten besser über die Bestimmungen informiert werden, die die Mitgliedstaaten einhalten müssen, wenn sie in grenzübergreifenden Sachverhalten besteuern.

Im Jahr 2011 vertrat die Kommission die Auffassung, dass eine Empfehlung eine dem Ausmaß des Problems angemessene Lösung wäre, da nicht alle Mitgliedstaaten Erbschaftsteuern erheben und da die meisten der betreffenden Mitgliedstaaten bereits auf die eine oder andere Weise eine Entlastung von der doppelten Besteuerung von Erbschaften vorgesehen haben. Die Kommission hoffte, dass die Mitgliedstaaten der EU der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung Folge leisten würden, da sie hiernach nicht verpflichtet wären, auf einen erheblichen Teil ihrer Steuereinnahmen zu verzichten. 

4.
An die betroffenen Interessenträger gerichtete Fragen
Die Dienststellen der Kommission ersuchen um Beiträge zu der Art und Weise, in der die Grundsätze, die sie in ihrer im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung und in der im Jahr 2011 vorgelegten Arbeitsunterlage zu der Frage der Besteuerung von Erbschaften darlegte, in der legislativen und administrativen Praxis der Mitgliedstaaten der EU umgesetzt worden sind, und sie ersucht die Öffentlichkeit um Informationen zu den vorhandenen Problemen, um Ansichten zu den vorgeschlagenen Grundsätzen und um Angaben zu sonstigen praktikablen Lösungen. 
Die Dienststellen der Kommission begrüßen alle sachdienlichen Informationen der Interessenträger, da diese ihnen bei der Bewertung der vorhandenen grenzübergreifenden Erbschaftsteuerhindernisse und der Notwendigkeit künftiger Maßnahmen auf diesem Gebiet helfen werden. [Siehe auch die betreffende Datenschutzerklärung.]
Hinweis: Es müssen nicht alle Fragen beantwortet werden. Wenn eine oder mehrere Fragen nicht Ihr Interessengebiet berühren oder wenn Sie es vorziehen, eine Frage nicht zu beantworten, wenden Sie sich bitte der nächsten Frage zu. 
FRAGEBOGEN
I. Allgemeine Angaben zum Interessenträger
 

Vorname:
. . . . . . . .
Nachname: 
. . . . . . . .
ODER Bezeichnung der Organisation: . . . . . . . .
Wohnsitzstaat/Niederlassungsstaat: . . . . . . 
Staat des steuerlichen Wohnsitzes (falls abweichend): . . . . . . .
Sie sind  
· eine Bürgerin oder ein Bürger







· eine Steuerverwaltung eines Mitgliedstaates





· ein Experte oder eine Expertin/ein Steuerberater oder eine Steuerberaterin /ein Steuerfachmann oder eine Steuerfachfrau/ein Rechtsanwalt oder eine Rechtanwältin









· ein(e) Interessenvertreter/in (Vereinigung/Berufsverband/Gewerkschaft)



· ein(e) Wissenschaftler/in







· Sonstiges (bitte angeben) 







. . . . . . . . . . . . . . . .
Falls Sie Interessenvertreter/in sind: Sind Sie in dem EU-Register der Interessenvertreter eingetragen?

Ja











Nein











Falls zutreffend, können Sie Ihre Registriernummer angeben:

Sind Sie mit der Veröffentlichung Ihrer Antwort einverstanden?

Ja

Nein

Sind Sie mit der Veröffentlichung Ihres Namens und weiterer personenbezogener Daten einverstanden?

Ja

Nein

1. Grenzüberschreitende Vermächtnisse in der EU und aufgetretene Besteuerungsprobleme

a) Waren Sie selbst in den letzten Jahren mit konkreten Problemen konfrontiert, die zur Doppelbesteuerung von grenzüberschreitenden Erbschaften oder Schenkungen in der EU geführt haben, oder haben Sie Kenntnis davon? 
Ja

Nein

Bitte machen Sie detaillierte Angaben zum Jahr, zur Zahl der Fälle, zur Art der Besteuerungsprobleme, zu den Beträgen und zu den betreffenden Mitgliedstaaten (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

b) Waren Sie selbst in den letzten Jahren aufgrund eines Vermächtnisses (Schenkung oder Erbschaft innerhalb der EU) mit einem grenzüberschreitenden Element (d. h. im Ausland angelegte liquide Mittel, Immobilien im Ausland, eine Person, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem Land hat und eine Schenkung oder eine Erbschaft aus einem andere Land erhält) mit konkreten Diskriminierungsproblemen konfrontiert oder haben Sie Kenntnis davon, dass eine andere Person mit solchen Problemen konfrontiert war? 

Ja

Nein

Bitte machen Sie detaillierte Angaben zur Zahl der grenzüberschreitenden Vermächtnisse in der EU, zum Jahr, in dem Sie oder die andere Person das Vermächtnis erhielten bzw. erhielt, zu den Mitgliedstaaten und zur Art der hiermit einhergehenden Probleme (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte): 
2. Effizienz der in den Mitgliedstaaten der EU geltenden Steuerentlastungen und Beachtung des Grundsatzes der Vermeidung der Doppelbesteuerung von Erbschaften entsprechend der von der Kommission im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung 
a) Wurden in Ihrem Land/in Ihren Ländern die Vorschriften über die Besteuerung grenzüberschreitender Erbschaften seit dem 15. Dezember 2011, also seit dem Tag, an dem die Kommission die Empfehlung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von Erbschaften abgab, geändert?
Ja

Nein

Falls ja, machen Sie bitte genaue Angaben dazu, wie die einschlägigen Vorschriften des Mitgliedstaates/der Mitgliedstaaten geändert wurden, und nennen Sie das einzelstaatliche Gesetz/die einzelstaatliche Verwaltungsmaßnahme und die einschlägigen Vorschriften:
b) Wurden die Vorschriften über die Besteuerung grenzüberschreitender Erbschaften in Ihrem Land dergestalt geändert, dass nunmehr die Grundsätze, die die Kommission in ihrer Empfehlung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von Erbschaften nannte, befolgt werden?

Ja 


Nein
Falls der Empfehlung der Kommission umfassend oder teilweise Rechnung getragen wurde, machen Sie bitte genaue Angaben (z. B. Land, Gesetz/Verwaltungsmaßnahme) dazu:

c) Haben Sie Kenntnis von Plänen in Ihrem Land, die Vorschriften über die Besteuerung grenzüberschreitender Erbschaften zu ändern? 


Ja 


Nein
Falls ja, machen Sie bitte genaue Angaben dazu:

3. Was halten Sie von den Grundsätzen, die in der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von Erbschaften genannt sind?
a) Stellt die an die Mitgliedstaaten der EU gerichtete Empfehlung der Kommission, auf die Erbschaftsteuer zu verzichten oder sie zu verringern, wenn die Erbschaft eine engere Verbindung zu einem anderen Land aufweist, Ihrer Ansicht nach eine angemessene und ausreichende Lösung dar?

Ja

Nein

Bitte nehmen Sie – wenn Sie dies möchten - ausführlicher Stellung zu dem Ansatz der Kommission (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

Erläuterung: Die Kommission hat vorgeschlagen, dass der Mitgliedstaat der EU, in dem unbewegliches Vermögen oder Betriebsvermögen einer Betriebsstätte belegen sind, als der Staat mit der engsten Verbindung das Vorrecht haben soll, Erbschaftsteuer auf solches Eigentum zu erheben. In Bezug auf bewegliches Vermögen hat die Kommission vorgeschlagen, dass den persönlichen Verbindungen, die der Erblasser oder der Erbe gegebenenfalls zu dem Mitgliedstaat hat, der Vorzug vor der Verbindung gegeben werden soll, die das bewegliche Vermögen zu dem Mitgliedstaat der EU hat, in dem es belegen ist. Der Mitgliedstaat der EU, in dem sich ein solches bewegliches Vermögen befindet, sollte dieses Vermögen daher von seiner Erbschaftsteuer ausnehmen, wenn eine solche Besteuerung durch einen Mitgliedstaat erfolgt, zu dem der Erblasser und/oder der Erbe eine persönliche Verbindung hat. In Bezug auf die persönliche Verbindung hat die Kommission vorgeschlagen, dass sich die Mitgliedstaaten eher auf die Verbindungen des Erblassers als auf die des Erben berufen sollen. 
b) Sind Sie mit der Anwendung der von der Kommission vorgeschlagenen „Tie-Breaker“-Regel einverstanden, nach der festgestellt wird, welche persönliche Verbindung enger ist, um auf diese Weise zu bestimmen, welcher Mitgliedstaat bei der Erhebung der Erbschaftsteuer bevorrechtigt ist (Nummer 4.4 der Empfehlung von 2011)? 
Ja 
Nein 
Bitte nehmen Sie – wenn Sie dies möchten - ausführlicher Stellung zu der „Tie-Breaker“-Regel, die in der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung vorgeschlagen wurde (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):


Erläuterung: Die Kommission hat vorgeschlagen, dass Konflikte in Bezug auf die persönlichen Verbindungen zu verschiedenen Mitgliedstaaten im Rahmen eines Verständigungsverfahrens gelöst werden könnten, bei dem „Tie-Breaker“-Regeln zur Bestimmung der engsten persönlichen Verbindung angewendet werden. Die „Tie-Breaker“-Regel beruht teilweise auf Artikel 4 Absatz 2 des OECD-Musterabkommens zur Vermeidung von Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen. Bei der „Tie-Breaker“-Regel wird davon ausgegangen, dass eine Person engere Verbindungen zu einem von zwei oder mehr Staaten hat, wenn sie in einem dieser Staaten über einen ständigen ihr zur Verfügung stehenden Wohnsitz verfügt. Hat die Person einen solchen Wohnsitz in mehr als einem Staat, ist derjenige Staat bevorrechtigt, in dem die Person engere persönliche und wirtschaftliche Beziehungen pflegt. Ist dies nicht hilfreich, so wäre der entscheidende Faktor der gewöhnliche Aufenthalt der betreffenden Person (also die Frage, wo sie gewöhnlich lebt) und letztlich ihre Staatsangehörigkeit. 
c) Sind Sie mit dem Zeitraum von zehn Jahren als Frist für die Inanspruchnahme einer etwaigen Steuergutschrift - wie in Nummer 5 der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung vorgeschlagen - einverstanden?

Ja 
Nein 
Bitte nehmen Sie ausführlicher Stellung zu der Anwendung der Entlastung von der Doppelbesteuerung wie in der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung vorgeschlagen (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

Erläuterung: Die Kommission hat vorgeschlagen, dass die Steuererleichterung innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren zulässig ist, da sich der Zeitpunkt für die Anwendung der Erbschaftsteuer in den betroffenen Mitgliedstaaten unterscheiden kann und für die Lösung grenzübergreifender Fälle im Vergleich zu inländischen Erbschaftsteuerfällen möglicherweise erheblich mehr Zeit erforderlich ist. Hierbei hat die Kommission berücksichtigt, dass sich die Bürgerinnen und Bürger bei grenzüberschreitenden Erbschaftsteuerfällen mit mehr als einem Rechts- und/oder Steuersystem beschäftigen müssen und dass die Mitgliedstaaten daher für die Beantragung von Steuerentlastungen einen angemessenen Zeitraum vorsehen sollten.
d) Müssen Ihrer Ansicht nach in Ihrem Land die einzelstaatlichen Vorschriften geändert werden, um eine Entlastung von der Doppelbesteuerung von Erbschaften – wie in der im Jahr 2011 abgegebenen Empfehlung vorgeschlagen – zu gewähren, oder wäre es ausreichend, in Ihrem Land die Verwaltungsverfahren zu ändern oder die geltenden Vorschriften über die Entlastung flexibler auszulegen?
Bitte nehmen Sie ausführlicher Stellung hierzu und nennen Sie den Staat, auf den sich Ihre Angaben beziehen (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

e) Halten Sie die Lösungen, die die Kommission in der Empfehlung und der Arbeitsunterlage vorgeschlagen hat, für ausreichend, um die grenzüberschreitenden steuerlichen Probleme von KMU zu beseitigen, oder sind andere, gezieltere Lösungen für diese Probleme erforderlich? Bitte nehmen Sie ausführlicher Stellung hierzu (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

4. Andere Möglichkeiten zur Lösung der Probleme im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Schenkung oder Vererbung von Vermögen in der EU
a) Möchten Sie weitere Möglichkeiten zur Lösung der steuerlichen Probleme im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Schenkung oder Vererbung von Vermögen in der EU vorschlagen?


Ja 


Nein
Falls ja, legen Sie Ihre Lösung im Einzelnen dar und geben Sie hierbei an, welche Vor- und Nachteile diese für die Mitgliedstaaten der EU und die Steuerpflichtigen hat (bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

b) Wie sollte(n) die von Ihnen vorgeschlagene(n) Lösung(en) umgesetzt werden – z. B. durch Rechtsvorschriften der EU oder durch Änderungen des einzelstaatlichen Rechts eines jeden Mitgliedstaates der EU? (Bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

c) Können Sie bewährte Verfahren zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von grenzüberschreitenden Schenkungen und Nachlässen empfehlen, die in Mitgliedstaaten der EU oder in Drittländern angewendet werden? (Bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

d) Möchten Sie weitere Anmerkungen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von grenzüberschreitenden Schenkungen und Nachlässen machen oder Ideen hierzu vortragen? (Bitte beschränken Sie Ihre Antwort auf höchstens 500 Worte):

� �HYPERLINK "http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/personal_tax/inheritance/index_de.htm"��http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/personal_tax/inheritance/index_de.htm� 


� Im Jahr 2010 leitete die Kommission eine Konsultation der Öffentlichkeit zu den Problemen im Zusammenhang mit grenzübergreifenden Erbschaftsfällen ein (�HYPERLINK "http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/2010_06_inheritance_de.htm"��http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/2010_06_inheritance_de.htm�), die hauptsächlich dazu diente, von den Interessenträgern Angaben zu bestehenden Problemen bei der grenzüberschreitenden Erbschaftbesteuerung in der EU und zum Ausmaß dieser Probleme zu erhalten, gemeinsam nach Lösungsmöglichkeiten zu suchen und die Notwendigkeit von Maßnahmen der EU zu prüfen. Die Beiträge der Interessenträger zu der Konsultation flossen in die Abschätzung der Folgen der Initiative ein, die die Kommission im Jahr 2011 auf dem Gebiet der Erbschaftbesteuerung ergriff. Die aktuelle öffentliche Konsultation (von 2014) wird durchgeführt, um zu bewerten, wie sich die steuerliche Behandlung grenzüberschreitender Erbschaftsfälle in den Mitgliedstaaten seit der Annahme der Empfehlung der Kommission im Jahr 2011 zur einseitigen Steuerentlastung bei der grenzüberschreitende Erbschaftbesteuerung entwickelt hat, um festzustellen, ob die Probleme weiterhin bestehen und gegebenenfalls weitere Maßnahmen der EU erforderlich und gerechtfertigt wären.


� �HYPERLINK "http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:1998:093:0002:0021:DE:PDF"��http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:1998:093:0002:0021:DE:PDF� 


� �HYPERLINK "http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/2010_06_inheritance_de.htm"��http://ec.europa.eu/taxation_customs/common/consultations/tax/2010_06_inheritance_de.htm� 


� KOM(2010) 769. 


� � HYPERLINK "http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/taxation/personal_tax/inheritance/impact_assessment_en.pdf" �http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/taxation/personal_tax/inheritance/impact_assessment_en.pdf�


� �HYPERLINK "http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/personal_tax/inheritance/index_de.htm"��http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/personal_tax/inheritance/index_de.htm� 


� 2011/856/EU. 


� �HYPERLINK "http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/gen_info/tax_conferences/inheritance_tax_conference/index_de.htm"��http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/gen_info/tax_conferences/inheritance_tax_conference/index_de.htm� 


� SEC(2011) 1488 final. 


� Siehe auch die betreffende Datenschutzerklärung.





� Erbeten sind Angaben zu Fällen, die im Rahmen der im Jahr 2010 durchgeführten Konsultation der Öffentlichkeit nicht genannt wurden. Diese Angaben würden uns die Bewertung der Frage ermöglichen, wie sich die Problematik seither entwickelt hat.
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